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Der Flussversiegt

... wie der Geist von
Rioverwässert wurde

undschließlich
versickerte.

Zehn Monate nach Dohaunddrei Wochen vor Beginn von Rio+10sieht es nicht danach aus, als
würdeinJohannesburgwesentlich mehr als warmer Windentstehen.
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mehr die Rede, die EU ver-
pflichtete sich zu 0,33 Pro-
zent, die USAliegen etwa bei
0,15 Prozent. Darüber hinaus
verweigern sich die USAund
Japanjeder Formulierung, die
einen kausalen Zusammen-
hang zwischen Überschul-
dung und Verarmung her-
stellt. Dieser Zusammenhang
kann jedoch mittlerweile
nicht mehr geleugnet werden.
Die indonesische NGO INFID
errechnete, dassihr Landtäg-
lich pro Einwohner 45 USD
Schuldendienst anJapanleis-
tet, während der Staat pro
Einwohner und Tag nur zwei
USDausgeben kannfür Erzie-
hungund Gesundheitswesen!
Selbstverständlichist auch

der Protektionismus im Be-
reich der Landwirtschaft in
den USA und der EU ein
heißes Eisen. Die EUdemons-
triert Härte, denn für sie be-
findet sich diese Frage außer-
halbdes Verhandlungsmanda-
tes. Das bedeutet, dass dieser
Punkt gar nicht diskutiert
werdenkann. Weiterestrittige
Punkte sind die Neuorientie-
rung der internationalen Fi-
nanzstrukturen (und deren
Kontrolle), das geistige Eigen-
tum und das TRIPS−Abkom-
men der WTO sowie die
Schuldenfrage.
Die Gruppeder 77, die über

130 Entwicklungsländer um-
fasst, legte in Bali ein "Non−
Paper" 2)vor, dasinvorsichti-
gen Worteneinige dieser The-
men anschneidet und dabei
viele Kompromissvorschläge
nördlicher Länder mit einbe-
zieht. Es wareinKompromiss-
vorschlag auf dem kleinsten
gemeinsamen Nenner und so-
mit ein Test, mit demdie Ent-
wicklungsländer sehen woll-
ten, inwiefern die Länder des
Nordens zu reellen Zuge-
ständnissen bereit wären. Die
Kandidatenversagten.
IndenAugender Süd−NGOs

und zahlreicher Regierungs-
vertreterInnen des Südens
stellte sich damit heraus,
dass der Norden:
− keinemSchuldenerlassfür
hochverschuldete Länder
zusti mmen würde;
− die HIPC−Entschuldungsini-
tiative nicht auszudehnen
gedenkt;
− der öffentlichen Gesundheit
keine Vorrechtegegenüber
demgeistigenEigentumein-
räumt;
− einer nachhaltigenökonomi-
schenundlokalenEntwick-
lungnicht denVorzugge-
genüber einer weiterenLibe-
ralisierungdes Welthandels
geben wird.

Vorschlägefür eine
nachhaltige Entwicklung
Zehn Monate nach Doha

und drei Wochen vor Beginn
von Rio+10 sieht es also
nicht danach aus, als würde
in Johannesburg wesentlich
mehr als warmer Wind ent-
stehen (i mmerhin werden
über 60.000 Gäste erwartet).
ImbestenFall werdendie Ver-
treterInnen der Regierungen
es schaffen, die Schlusserklä-
rung unter Dach und Fach zu
bringen. Von einem Meilen-
steinin Richtung nachhaltige
Entwicklung kann aber nicht
die Redesein.
NachdemdieEntwicklungs-

länder in Doha auf der minis-
teriellen Konferenz der WTO
erneut in letzter Minute vor
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Nächste Woche:
Ri o, Kyoto, Jo' &
Lux' burg
Das Kyoto−Abkommen
i st ei nes der konkre-
testen Ergebni sse des
Ri o− Gi pfel s. Und ei nes
der u mstri ttensten.

Die Rio−Konferenz von 1992
war ein historisches Ereignis.
Zumersten Mal wurden Um-
weltkrise und Armutsbe-
kämpfung zu einer logischen
Einheit verknüpft. Daraus ent-
stand das Konzept der nach-
haltigen Entwicklung. Zehn
Jahre später ist davon nicht
sehr viel übrig geblieben. Die
Front verläuft mehr denn je
zwischen NordundSüd.
Die ersten Jahre nach 1992

waren Jahre des Aufbruchs.
Große Hoffnungen wurden
weltweit in den "Geist von
Rio" gesetzt, eine neue Form
der Zusammenarbeit sollte
entstehenzwischen Nordund
Süd, zwischen Nicht-Regie-
rungs-Organisationen (NGOs)
und Regierungen, ja selbst
zwischen NGOs und interna-
tionalenKonzernen. Die Nord−
Süd−Beziehungen rückten
endlichins Rampenlicht, und
über eine neue Weltwirt-
schaftsordnung konnte wie-
der gesprochen werden. Es
war wohl auch die Aufbruch-
sti mmungnachdemEndedes
kalten Krieges, in demdiein-
ternationalen Rahmenbedin-
gungen insgesamt zur Debat-
testanden.
Eine neue internationale

Wirtschaftsordnung ist tat-
sächlich entstanden, aber an-
ders als wir uns das gedacht
haben. Seit 1992 hat das
Schlagwort der "Globalisie-
rung" allen anderen Konzep-
ten den Rang abgelaufen.
Die ökonomische Globalisie-
rung ist nicht nur in aller
Munde, sie wurde zur Reali-
tät. Bereits 1994 wurde in
Marrakesch die Welthandels-
organisation (WTO) geschaf-
fen, bei deren Gründung
die Entwicklungsländerfürch-
terlich über den Tisch gezo-
gen wurden. 1) Spätestens ab
dem Moment hat der Druck
des ökonomischentwickelten
Nordens undder hier ansässi-
geninternationalen Konzerne
die Bemühungen um eine
nachhaltige Entwicklung i m
Sinne der Agenda 21 nach-
haltig torpediert. Bei der ers-
ten Rio−Nachfolgekonferenz

i m Jahre 1997 in New York
hatte sich der politische Gra-
ben zwischen armen und rei-
chen Ländern bereits derart
vertieft, dass es nicht einmal
zu einer gemeinsamen Ab-
schlusserklärungkam.

Die Versprechen von Rio
In Rio wurde den Entwick-

lungsländern Hilfe auf vielen
verschiedenen Ebenen ver-
sprochen. Doch bereits 1993
fiel die internationale Ent-
wicklungshilfeder OECD−Staa-
tenvon61 Milliarden USDauf
56 Milliarden USD zurück. In
den folgenden Jahren hielt
dieser Trendanundleere Ver-
sprechender Länder des Nor-
dens wurdenzur Regel. Heute
zahlen die Länder der OECD
durchschnittlich 0,25 Prozent
des Bruttoinlandproduktes
(BIP) an Entwicklungshilfe,
seit 30 Jahren sollten es ver-
sprochene0,7 Prozent sein.
Auch auf dem Gebiet des

Technologietransfers verlief
dieEntwicklungandersalsge-
dacht: Es wird wesentlich
mehr Gewicht auf die Rechte
privater Konzerne gelegt und
weniger auf die der Allge-
meinheit. Besonders in der
Debatte um Patentrechte auf
Lebewesenund Bio−Diversität
wird dies sehr deutlich. Das
WTO−Abkommen zum geisti-
gen Eigentum(TRIPS) setzte
diesemProzess die Kroneauf.
Die Skandale um die Versor-
gung Afrikas mit Medikamen-
ten im vergangenen Jahr ha-
ben gezeigt, wohin das führt.
Dass die Verhandlungen um
das TRIPS−Abkommen außer-
halb der eher demokratisch
strukturierten UN−Organisa-
tionen stattfanden, zeigt
auch, dass vielen reichen
Ländern nicht an einer ge-
meinsamen Verantwortung
für die Zukunft dieser Welt ge-
legenist. Insgesamt wurde so
einlebenswichtiger Technolo-
gietransfer in den Süden in
den letzten Jahren stark be-
hindert.
Die Finanz− und Schulden-

krisen in den Schwellenlän-

dern der 90er Jahre taten ein
Übriges. Es begann mit der
Krise in Mexiko, traf dann
Ostasien, Russland, Brasilien,
die Türkei und letztlich Ar-
gentinien. Die Schuldenkrise,
die seit 20 Jahren Afrika beu-
telt, ist keineswegs überstan-
den. Daran konnte auch das
Aufbegehrender Völkerinder
"Jubilee−2000"−Kampagne zum
Schuldenerlass nichts än-
dern. Durch die ungelöste
Schuldenfalle wird die ökono-
mische Entwicklung der
Schwellenländer vehement
abgebremst − die der ärmsten
Staaten der Welt findet nicht
einmal statt.
So wurde das Konsensmo-

dell, das 1992 in Rio verab-
schiedet wurde, verwässert.
Dieses Modell der internatio-
nalen Beziehungen baut auf
dem Konzept der "gemeinsa-
men, aber unterschiedlichen
Verantwortung" auf. Das be-
deutet, dass alle Länder die
Verantwortung für die Zu-
kunft des Planeten undseiner
BewohnerInnen gemeinsam
tragen, die Lasten dieser Ver-
antwortung jedoch unter-
schiedlichverteilt sind.
Dabei ist klar, dass diese

Lasten unterschiedlich ver-
teilt sein müssen. Es ist nicht
nur so, dass einige Länderrei-
cher sind als andere; es geht
vor allemdarum, dass einige
Länder wesentlich mehr vom
den natürlichen Ressourcen
dieser Welt profitieren als an-
dere. Noch i mmer liefern die
Länder des Südens die Roh-
stoffe und halbfertigenIndus-
trieprodukte für die nicht
nachhaltige Ressourcenver-
nichtung, diei mNordenstatt-
findet. Es reicht also nicht,
dass einige besonders wohl-
habende oder gar alle Länder
der OECD mit schöngeistigen
Worten die Entwicklungshilfe
befürworten, es müssen vor
allem das bei uns vorherr-
schende Konsummodell in
Frage gestellt und ungerecht-
fertigte Privilegien abge-
schafft werden. Das aber ha-
benunserePolitikerInnenund
ihre Wähler und Wählerinnen
in den vergangenen zehnJah-
ren erfolgreich zu verhindern
gewusst.

Die Vorbereitungen
einer Konferenz
Die Agenda 21, die 1992 in

Rio verabschiedet worden
war, wurde im Vorfeld zwei
Jahre lang hart verhandelt.
Auch dieses Mal gab es meh-
rere "Prepcom"−Treffen, wäh-
rend derer die Delegationen
der verschiedenen Länder
undLändergruppendiePapie-
re diskutieren konnten und
Konsensmodelle ausloteten.
Das letzte Treffen dieser Art
fandi mJuni auf derInsel Bali
statt und endete mit einem
völligen Stillstand des diplo-
matischen Karussells. Die
Fronten des Dissenses verlie-
fen dabei entlang der Nord−
Süd−Linie.
Sicher, über 70 Prozent der

Abschlusserklärung, wie sie
für Johannesburg vorgesehen
ist, stehen. Aber bei denrest-
lichen30 Prozentist keinKon-
sens in Sicht. Dabei geht es
vor allemumHandels− undFi-
nanzfragen, alsoharteFakten.
Die reichen Länder wollenih-
re Entwicklungshilfe nicht
steigern, von den 0,7 Prozent
des BIPist dabei längst nicht

se
ri
e vollendete Tatsachen gestellt

wurden, kannessein, dasssie
in Johannesburg einige Sa-
chen klar stellen wollen.
Nachhaltige Entwicklung und
die"Agendafür Entwicklung",
die die EUin Doha 3) verab-
schiedet hat, sind nicht kom-
patibel. Deshalbsprechendie
Entwicklungsländer in Sa-
chen WTOauch nicht von ei-
ner"Agendafür Entwicklung".
In Johannesburg müssten

also die Weichen umgestellt
werden, wenn das mit der
nachhaltigen Entwicklung
noch klappen soll. Wir brau-
chen mehr "globale Demokra-
tie", das heißt, transnationale
Unternehmen und die für in-
ternationale Finanzfragen
nach dem 2. Weltkrieg ge-
schaffenen "Brettonwoods"−
Institutionen müssen einer
demokratischenKontrolle un-
terworfen werden. Die Rolle
der UNO muss neu definiert
und in vielen Bereichen ge-
stärkt werden.
Die Wirtschaftspolitik der

Weltbank, des IMF und der
WTO müssen kritisch analy-
siert werden, besonders das
Streitschlichtungsverfahren
der WTObedarf einer grund-
legenden Reform. Andere
wichtige Themen sind die
Kontrolle der internationalen
Finanzmärkte, der Abbau
vom Dumping in der Land-
wirtschaft...
Dabei werden die Entwick-

lungsländer mit Nachdruck
festhalten, dass nachhaltige
Entwicklung nur aus der Ver-
wirklichung aller dieser For-
derungen entstehen kann. Es
muss als Paketlösung akzep-
tiert werden: Soziale Gerech-
tigkeit, ökologische Nachhal-
tigkeit und die partizipative
Demokratiesindallesamt not-
wendige Bedingungen, die er-
füllt sein müssen, um nach-
haltige Entwicklungauf natio-
naler und internationaler
Ebenevoranzubringen.

Mike Mathias

1) Die 500−seitige Abschluss-
deklaration undGründungs-
akte der WTOwurde von den
USA48Stunden vor demEnde
der Konferenzvorgelegt. Nicht
einmal die Verantwortlichen
der EUwarenin deren Erar-
beitungvoll eingebunden,
aber alle TeilnehmerInnen der
Konferenz mussten die Pille
schlucken nach demMotto:
"Vogel friss oderstirb".
2)Ein"Non−Paper" ist ein
Arbeitspapier, das noch nicht
von allen Verhandlungspart-
nern als Grundlagefür weitere
Verhandlungen akzeptiert
wurde. Erst wenn einsolches
Papier akzeptiert wird, kön-
nen offizielle Verhandlungen
über Meinungsverschiedenhei-
ten, Neuformulierungen usw.
stattfinden. Als "Paper" ist das
Arbeitspapier nochlange
nicht konsens−, aber zumin-
dest verhandlungsfähig.
3) Die Konferenzin Dohagalt
als gescheitert, mehrere Dele-
gationen derSüdländer waren
bereits abgereist, als eine Ver-
längerungummehrere Stun-
den eingeläutet wurde. Mit
demRückenzur Wandwurde
weiter verhandelt und− demo-
kratisch− ein Papier abgeseg-
net, das noch bevor es akzep-
tiert wurde, zusehr unter-
schiedlichenInterpretationen
Anlass gab.
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